
                                                                                            

 

  

  
 

 

    
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
  

 

Auszug aus dem Schlußprotokoll (SP)  Marokko 

Auszug aus dem Schlußprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Marokko 

über Soziale Sicherheit 

1. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
und für die Altershilfe für Landwirte gilt Titel II Kapitel 3 des Abkommens nicht. 

b) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats außer den Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Abkommens auch die Voraussetzungen für die Anwendung einer anderen Übereinkunft 
oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so läßt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwen-
dung des Abkommens die andere Übereinkunft oder die überstaatliche Regelung unberücksichtigt. 
Entgegenstehende Bestimmungen des Kooperationsabkommens vom 27. April 1976 zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko werden nicht beeinträchtigt. 

c) Artikel 2 Absatz 2 des Abkommens und Buchstabe b dieser Nummer finden keine Anwendung, so-
weit die Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit, die sich für die Bundesrepublik Deutschland
aus zwischenstaatlichen Übereinkünften oder überstaatlichem Recht ergeben oder zu deren Aus-
führung dienen, Versicherungslastregelungen enthalten. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Absatz 1 gilt auch für die deutschen Vorschriften über die Beiträge, Umlagen und Leistungen nach 
den Regelungen über Arbeitslosenversicherung. Die Leistungen nach den Regelungen über Ar-
beitsförderung werden unter den in diesen Regelungen festgelegten Voraussetzungen gewährt. 

b) Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen Verträgen bleiben unberührt. 

c) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwirkung der Versicherten und der Arbeitgeber in 
den Organen der Selbstverwaltung der Träger und ihrer Verbände sowie in der Rechtsprechung 
der Sozialen Sicherheit gewährleisten, bleiben unberührt. 

d) Die nach Absatz 1 den Staatsangehörigen des einen Vertragsstaats gleichgestellten Personen 
sind, solange sie sich gewöhnlich außerhalb des Hoheitsgebiets dieses Vertragsstaats aufhalten, 
zur freiwilligen Versicherung in der Rentenversicherung dieses Vertragsstaats nicht berechtigt. 

e) Buchstabe d berührt nicht deutsche übergangsrechtliche Vorschriften oder Rechtsvorschriften zu-
gunsten von gleichgestellten Personen, für die Nummer 19 dieses Schlußprotokolls gilt. 

3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Unfällen (Berufskrankheiten), in deren Zeitpunkt der Verletzte nicht nach Bundesrecht versichert 
war, 

Versicherungszeiten, die nicht nach Bundesrecht zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über die Gewährung von medizinischen, berufsfördernden und 
ergänzenden Maßnahmen zur Rehabilitation durch die Träger der Rentenversicherung bleiben un-
berührt. 
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Auszug aus dem Schlußprotokoll (SP)  Marokko 

4. Zu den Artikeln 7 bis 11 des Abkommens: 

Ist ein Arbeitnehmer nach den Artikeln 7, 10 oder 11 des Abkommens nicht den Rechtsvorschriften des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet er beschäftigt ist, sondern den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats unterstellt, so finden auf ihn und seinen Arbeitgeber die Rechtsvorschriften des 
ersten Staates über die Beiträge, Umlagen und Leistungen nach den Bestimmungen über 
Arbeitsförderung und Arbeitslosenversicherung keine Anwendung. Das gleiche gilt für Arbeitnehmer, 
die nach Artikel 8 Absatz 2 nicht den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats unterliegen, dessen Flagge 
das Seeschiff führt, auf dem sie beschäftigt sind. 

5. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
beschäftigt sind, mit diesem Tag. 

6. Zu Artikel 12 des Abkommens: 

a) Für die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften gilt Absatz 1 nicht für das Zusammentreffen 
einer Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften über die Rentenversicherung mit einer Rente 
nach den marokkanischen Rechtsvorschriften über die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten. 

b) Die Gleichstellung gilt nicht für die Beitragserstattung in der deutschen gesetzlichen Rentenversi-
cherung. 

7. Zu Artikel 13 des Abkommens: 

a) Artikel 13 gilt entsprechend für Leistungen, deren Gewährung nach den deutschen Rechtsvor-
schriften im Ermessen eines Trägers liegt. 

b) Ist für die Versicherungspflicht nach den deutschen Rechtsvorschriften über die Krankenversiche-
rung auf die Verheiratung mit einem Mitglied der deutschen Krankenversicherung abzustellen, so 
steht die Verheiratung mit einem Mitglied der marokkanischen Krankenversicherung gleich. 

8. Zu Titel II Kapitel 1 des Abkommens: 

(1) Der Entbindungspauschbetrag nach den deutschen Rechtsvorschriften ist eine Sachleistung. 

(2) Ärztlichen Untersuchungen, die nach den deutschen Rechtsvorschriften für die Gewährung der in 
Absatz 1 bezeichneten Leistungen erforderlich sind, stehen entsprechende Untersuchungen nach 
den marokkanischen Rechtsvorschriften im Sinne der Nummer 9 dieses Schlußprotokolls gleich. 

9. Zu Artikel 16 des Abkommens und zu Nummer 8 dieses Schlußprotokolls: 

In bezug auf das Königreich Marokko bedeutet der Ausdruck „maßgebende Rechtsvorschriften“ 
(Absatz 2) die Regelungen, nach denen die betreffenden Personen zu Lasten der deutschen Träger 
und unter den in einer besonderen Vereinbarung (Artikel 18 des Abkommens) festgelegten 
Bedingungen Leistungen aus dem System der ärztlichen Versorgung erhalten, das für sie von der 
Staatlichen Anstalt für Soziale Sicherheit aufgrund der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
errichtet wird. 
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Auszug aus dem Schlußprotokoll (SP)  Marokko 

10. Zu Artikel 17 des Abkommens: 

a) Sind nach Absatz 1 die marokkanischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so wird ein 
Beitragszuschuß zur Krankenversicherung der Rentner nicht gewährt. 

b) Sind nach Absatz 4 die deutschen Rechtsvorschriften über die Krankenversicherung der Rentner 
anzuwenden, so ist der Träger der Krankenversicherung zuständig, der zuständig wäre, wenn die 
betreffende Person sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland aufhielte. 
Kann die Zuständigkeit einer Krankenkasse nicht begründet werden oder wäre die betreffende Per-
son bei einer Allgemeinen Ortskrankenkasse versichert, so ist die Allgemeine Ortskrankenkasse 
Bonn zuständig. 

c) Hält sich ein Bezieher einer Rente aus der deutschen Rentenversicherung gewöhnlich im Hoheits-
gebiet des Königreichs Marokko auf, so werden Beiträge, die er aufgrund der Versicherungspflicht 
in der deutschen Krankenversicherung der Rentner zu zahlen hat, durch den zuständigen deut-
schen Träger der Rentenversicherung von der Rente zugunsten des zuständigen deutschen Trä-
gers der Krankenversicherung einbehalten. 

d) Die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, wonach der Rentenantragsteller die Beiträge zu der 
aufgrund des Rentenantrags bestehenden Pflichtversicherung bis zum Beginn der Rente zunächst 
selbst zu zahlen hat, sind auf die in Absatz 4 genannten Personen nicht anzuwenden. Während der 
zwischen dem Rentenantrag und der Erteilung des Rentenbescheids liegenden Zeit werden nur 
Sachleistungen gewährt. Sterbegeld und Mutterschaftsgeld werden gewährt, nachdem dem Ren-
tenantrag entsprochen worden ist. Wird der Antrag auf Rente abgelehnt, so sind die Kosten für die 
Sachleistungen vom zuständigen Träger nicht zu erstatten. 

14. Zu Titel II des Abkommens: 

Deutsche Staatsangehörige, die sich im Hoheitsgebiet des Königreichs Marokko aufhalten, können im 
Rahmen der marokkanischen Devisenbestimmungen Beiträge an einen deutschen Träger überweisen. 

18. Zu Artikel 29 des Abkommens: 

Sonstige Forderungen im Sinne des Absatzes 1 sind auch die in Artikel 34 Absatz 1 bezeichneten Er-
satzansprüche. 
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